
100 m806040200

Maßstab 1 : 500

Pl
an

st
ra

ße

10 ,00
m

10,00 m

20,00
m

15,00 m

3,0 0
m

5,0 0
m

8,00 m

10,00
m

10,00 m

10,00 m

8,00 m

18,00
m

3,00 m

5,50 m

3,00 m

3,00 m5,50 m3,00 m

45,00
m

71 ,00
m

4,
80

m
1,8

0 m

4,8
0 m

 ö

 ö

 p

 p

WA1

WA3

WA2

149,38

150,08

151,07

152,09

150,23

151,19

152,20

153,47

153,97

155,64

Übersichtskarte M 1 : 10.000 im Original

Plangebiet

WA2 II

0,4
EH,
o

SD, WD
20-40°

TH 6,50
FH 10,00

WA3 I

0,4
EH,

o
SD, WD
20-40°

TH 4,50
FH 9,00

WA1 II

0,4
EH,

o
SD, WD
20-40°

TH 6,50
FH 10,00

10,00 m

WA

D
W

G
_2

01
7\

21
-2

4\
Sa

tz
un

g\
21

-2
4_

G
O

P_
S.

D
W

G
-P

la
nu

ng
BP

_S
-

Datum:

Bearbeitung:

Planungsträger:

Maßstab:

Planungsstand:

Schulz Umweltplanung
Schössergasse 10, 01796 Pirna
Tel. 03501 460050

Stadt Pirna,
Am Markt 1/2, 01796 Pirna

17.05.2023

Satzung

1 : 500

Erstellung Lageplan:

Stadt Pirna

Bebauungsplan Nr. 97
"Wohngebiet an der Bernhard - Muth - Straße"

Planbezeichnung: Teil A Planzeichnung

Baugrenze

Allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO

Teil A: Planzeichnung

I. Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BauGB)

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB)
WA1 II

0,4
SD, WD
20-40°

Art der baulichen
Nutzung

Grundflächenzahl
(GRZ)

Bauweise

Zahl der
Vollgeschosse

Traufhöhe
Firsthöhe

Art der baulichen Nutzung: WA = Allgemeines Wohngebiet
Zahl der Vollgeschosse: I, II = Zahl der Vollgeschosse als Mindest- und Höchstmaß
Grundflächenzahl: GRZ 0,4 = Flächenanteil des Grundstücks, der max. überbaut werden darf, hier : 40%
Traufhöhe: TH 6,50 = Traufhöhe als Höchstmaß über der Bezugshöhe, hier: 6,50 m
Firsthöhe: FH 10,00 = Firsthöhe als Höchstmaß über der Bezugshöhe, hier: 10,00 m
Bauweise: EH = Einzelhaus

o = offene Bauweise
Dachform: SD = Satteldach

WD = Walmdach
Dachneigung: 20-40° = zulässige Dachneigung 20-40°

4. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

TH 6,50
FH 10,00

EH,
o

Dachform
Dachneigung

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Straßenverkehrsfläche (ö = öffentlich, p  = privat)

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung:

Gehweg (öffentlich)

Verkehrsberuhigter Bereich

Mit Geh- Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen

7. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

II. Hinweise

Bemaßung in m

vorhandene Böschung

Flurstücksgrenze

Flurstücksnummer

Firstrichtung

Nutzungsschablone

Teil B: Textliche Festsetzungen
I. Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BauGB)
1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 4 BauNVO))
1.1 Folgende nach § 4 Abs. 2 BauNVO zulässige Nutzungen sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO im Allgemeinen Wohngebiet nicht zulässig:

·Nicht störende Handwerksbetriebe
· Anlagen für sportliche Zwecke
· Schank- und Speisewirtschaften.

1.2 Folgende nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässige Nutzungen sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO im Allgemeinen
Wohngebiet nicht zulässig:
· Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe
· Gartenbaubetriebe
· Tankstellen.

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und §§ 16-19 BauNVO)
2.1 Die Festsetzungen zu Bauweise, Anzahl der Vollgeschosse, Grundflächenzahl, Trauf- und Firsthöhe sind in der Nutzungsschablone

geregelt.
2.2 Die maximal zulässige Grundfläche eines Einzelhauses beträgt 120 m².
2.3 Die Oberkante des Erdgeschossfertigfußbodens wird auf maximal jeweils 100 cm über der Straßenbordhöhe mittig vom Baufenster,

entsprechend der Höhenangaben in der Erschließungsstraße, festgesetzt. Als Bezugspunkt für die festgesetzte Höhe baulicher
Anlagen wird die Oberkante des Erdgeschossfertigfußbdens festgesetzt.

3 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
3.1 In den Allgemeinen Wohngebieten dürfen Einzelhäuser errichtet werden.

3.2 Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete (WA) ist eine Überschreitung der Baugrenze zur Ausbildung von Terrassen um maximal
3,50 m zulässig. Bei Balkonen und Vordächern an Hauseingängen ist eine Überschreitung der Baugrenze um maximal 1,50 m
zulässig.

4 Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)
4.1 Je Wohneinheit sind mindestens 2 Pkw-Stellplätze vorzusehen.
4.2 Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) sind in den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 nur innerhalb der

überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, im WA 3 auch außerhalb der Baugrenzen. Sie müssen dort jedoch unmittelbar an die
Wohngebäude angrenzen. Pkw-Stellplätze dürfen auch zwischen Baugrenze und Planstraße angeordnet werden.

4.3 Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO sind innerhalb und außerhalb der Baugrenzen zulässig. Außerhalb der
überbaubaren Grundstücksflächen sind Nebenanlagen nur bis zu einer Höhe von maximal 3,00m und mit einer Gesamtgrundfläche
von maximal 10 m² je Grundstück zulässig.

5 Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
5.1 Die Bernhard-Muth-Straße bleibt eine öffentliche Straßenverkehrsfläche, deren Entwässerung über die vorhandene

Entwässerungsmulde erfolgt.
5.2 Der an der Bernhard-Muth-Straße herzustellende, 1,80 m breite Gehweg wird als Bestandteil der öffentlichen Verkehrsfläche

gewidmet.
5.3 Die neu herzustellende, 5,50 m breite Planstraße wird als private Verkehrsfläche festgesetzt.
5.4 Die Planstraße wird als Mischverkehrsfläche und verkehrsberuhigter Bereich hergestellt.
5.5 Auf der Planstraße ist ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht für Nutzungsberechtigte einzutragen. Es ist eine rechtliche Sicherung nach

§ 2 Abs. 12 SächsBO erforderlich, d.h. das zu sichernde Recht wird als Grunddienstbarkeit und als beschränkt persönliche
Dienstbarkeit zugunsten der Bauaufsichtsbehörde ins Grundbuch eingetragen. Die öffentliche Zugänglichkeit der Planstraße
insbesondere für Rettungsdienste, Ver- und Entsorgungsfahrzeuge wird damit gewährleistet.

5.6 An der Einmündung der Planstraße in die Bernhard-Muth-Straße ist zur Gewährleistung der Verkehrssicherheit das Sichtdreieck
nachzuweisen.

5.7 Der Wendehammer am Ende der Planstraße ist als Wendemöglichkeit für bis zu dreiachsige Fahrzeuge herzustellen. An der
Außenseite der Wendeanlage ist eine Freihaltezone von 1 m Breite für Fahrzeugüberhänge vorzusehen. In der Freihaltezone dürfen
keine Hindernisse wie Schaltschränke, Lichtmasten, Verkehrsschilder, Bäume und andere feste bauliche Einrichtungen stehen.

5.8 Wege, Zufahrten und offene Stellplätze im Bereich der Allgemeinen Wohngebiete sind in wasserdurchlässiger Bauweise zu
errichten (z.B. Ökopflaster, Rasenpflaster, Schotterrasen).

6 Maßnahmen zur Grünordnung (§ 9 Abs. 1 Nr. 10, 20 und 25a BauGB)
6.1 Die nicht überbaubaren privaten Grundstücksflächen in den Allgemeinen Wohngebieten sind mit Rasen zu begrünen oder

gärtnerisch zu gestalten.
6.2 Auf den nicht überbaubaren privaten Grundstücksflächen ist je angefangener 200 m² Grundstücksfläche ein Obstbaum als

Hochstamm mit mindestens 10-12 cm Stammumfang oder ein Laubbaum als Hochstamm mit mindestens 14-16 cm Stammumfang
zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Zusätzlich sind je angefangener 200m² Grundstücksfläche mindestens 5 Sträucher, Höhe
60-100 cm, zu pflanzen. Abgängige Gehölze sind zu ersetzen. Die Pflanzungen sind bis spätestens 1 Jahr nach der Baufertigstellung
durchzuführen. Es ist eine dreijährige Herstellungs- und Entwicklungspflege für die Gehölzpflanzungen vorzusehen.

6.3 Bei Baumpflanzungen ist ein seitlicher Mindestabstand von 2,50 m zu angrenzenden Wasser- und Abwasserleitungen einzuhalten.
6.4 Alle Begrünungs- und Bepflanzungsmaßnahmen sind auf den privaten Grundstücken durch die jeweiligen Flächeneigentümer zu

veranlassen. Diese sind auch für die nachhaltige Pflege und Erhaltung ihrer Grünflächen zuständig.
6.5 Die Durchführung der grünordnerischen Maßnahmen ist an die Erschließung und Bebauung der Grundstücke gebunden. Die

Begrünungs- und Bepflanzungsmaßnahmen sind jeweils spätestens ein Jahr nach der amtlichen Abnahme der jeweiligen
Baumaßnahme durchzuführen.

7 Maßnahmen zum Artenschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i.V.m. § 44 BNatSchG)
7.1 Die Baufeldfreimachung ist zum Schutz von Wiesenbrütern zwischen 01.09. und 15.03. vorzunehmen. Sollte dies aus dringenden

Gründen nicht möglich sein, sind die Wiesenflächen unmittelbar vor Baubeginn auf das Vorkommen bodenbrütender Vogelarten
von einem Sachverständigen zu untersuchen. Bei Befunden ist dafür Sorge zu tragen, dass keine artenschutzrechtlichen
Verbotstatbestände eintreten können. Beim Auffinden von geschützten Vogelarten ist das weitere Vorgehen mit der
Naturschutzbehörde abzustimmen.

7.2 Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen von nachtaktiven Arten während Wander- und Jagdbewegungen sollen die Arbeiten
während der Tageszeit durchgeführt werden. Bei notwendiger Baustellenbeleuchtung ist auf den Einsatz artenschutzgerechter
Lichtquellen zu achten. Bei Verlassen der Baustelle ist darauf zu achten, dass Baugruben verschlossen oder mit Ausstiegshilfen
versehen werden, um Fallenwirkungen für Tiere zu vermeiden.

7.3 Für alle Beleuchtungsanlagen im Außenbereich sind insektenschonende und fledermausgerechte Beleuchtungsmittel zu
verwenden. Geeignet sind Natriumdampf-Hochdrucklampen (NAV) oder Metallhalogendampflampen. Bei der Verwendung von
Leuchtstoffröhren und LED-Leuchten sind solche mit dem Farbton „warmweiß“ zu verwenden. Die Lichtquellen sind auf den zu
beleuchtenden Bereich zu bündeln. Durch Bewegungsmelder, Zeitschalt- oder Drosselgeräte ist die Beleuchtungsdauer und
-intensität auf ein Minimum zu reduzieren.

7.4 Zur Kontrolle der artenschutzrechtlichen Maßnahmen ist eine Ökologische Baubegleitung einzusetzen.

II Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 4 BauGB)
1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 89 Abs. 1 Nr. 1 SächsBO)
1.1 Die Außenwände von Gebäuden sind als Putzfassaden in einem einheitlichen Farbton oder in Holz auszuführen. Grelle, leuchtende

Fassadenfarben bzw. metallisch glänzende Fassaden sind nicht zulässig.
1.2 Eine Unterkellerung der Einzelhäuser ist zulässig.
1.3 Als Dachform der Hauptgebäude sind Sattel- und Walmdächer mit einer Neigung von 20 Grad bis 40 Grad zulässig. Für

Nebengebäude sowie Garagen und Carports ist die Dachform entsprechend dem Hauptgebäude auf dem Grundstück zu wählen.
Ausnahmsweise sind für Nebengebäude, Garagen und Carports Flachdächer zulässig. Flachdächer sind extensiv zu begrünen.

1.4 Die Dachflächen eines Gebäudes sind einheitlich in anthrazitfarbener oder naturroter bis rotbrauner Deckung auszuführen.
Solarzellen- und Solarkollektordächer sowie begrünte Dächer sind zulässig. Der Dachüberstand darf an der Traufseite einschließlich
Dachrinne maximal 0,80 m, am Ortgang maximal 0,40 m betragen.

1.5 Dachgaupen haben sich flächenmäßig der Dachfläche unterzuordnen und dürfen insgesamt maximal die Hälfte der Trauflänge
erreichen. Dachgauben müssen untereinander und zu den Giebelwänden einen Mindestabstand von 1,50 m aufweisen. Pro
Dachfläche ist nur eine Gaupenform zulässig.

1.6 Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind nur in, an und auf Dach- und Außenwandflächen zulässig. An geneigten
Dächern sind die Solaranlagen in gleicher Neigung wie die Hauptdachfläche zu errichten.

1.7 Auf den privaten Grundstücken sind Standorte für Abfallbehälter sowie Abfallsammelbehälter vorzusehen. Diese sind mit einem
Sichtschutz und zusätzlicher Bepflanzung zu umgeben.

1.8 Satellitenanlagen sind an straßenseitigen Gebäudefassaden nicht zulässig. Sie sind farblich dem Hauptgebäude bzw. dem Dach
anzupassen.

2 Einfriedungen (§ 83 Abs. 1 Nr. 4 SächsBO)
2.1 Einfriedungen sind als geschnittene Laubgehölzhecken, Holz- oder Metallzäune einzeln oder in Kombination zulässig.

Maschendraht- oder Metallstabmattenzäune sind zwischen den Grundstücken des allgemeinen Wohngebietes ausnahmsweise
zulässig, wenn sie in eine mindestens genauso hohe Heckenpflanzung eingegliedert werden.

2.2 Die Höhe der Einfriedung darf 1,60 m nicht überschreiten.
2.3 Ein Anstrich der Zäune in greller Farbe ist nicht zulässig.
2.4 Die Einfriedung ist so zu gestalten, dass sie für Kleintiere keine Barrierewirkung entfaltet. Der Einsatz von Stacheldraht im

bodennahen Bereich ist nicht zulässig.

III Hinweise
1 Archäologie
1.1 Mindestens 3 Wochen vor Beginn der Erschließungs- und Bauarbeiten ist das Landesamt für Archäologie über das von der

Bautätigkeit betroffene Areal zu informieren. Die Baubeginnanzeige soll die ausführenden Firmen, Telefonnummer und den
verantwortlichen Bauleiter benennen.

1.2 Werden während der Bauarbeiten archäologische Funde und Befunde angetroffen, ist dies gemäß § 20 SächsDSchG unverzüglich
dem Landesamt für Archäologie mitzuteilen.

2 Bodenschutz
2.1 Schädliche Bodenveränderungen sind abzuwehren. Es ist Vorsorge zu treffen gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden. Die

Wiederverwendung der im Rahmen der geplanten Bauvorhaben auszubauenden Bodenmaterialien vor Ort ist auf Grundlage der
Regeln der LAGA anzustreben. Bodenaushub ist grundsätzlich getrennt nach Bodenart zu erfassen, zwischenzulagern und einer
Wiederverwendung möglichst am Ort zuzuführen. Überschüssiger Bodenaushub ist vorrangig einer Verwertung zuzuführen.

2.2 Für den Oberboden ist während der Zwischenlagerung eine maximale Schütthöhe von 2,00 m nicht zu überschreiten und ein
Befahren zu vermeiden.

2.3 Für den Fall der Errichtung geothermischer Anlagen können auf Anfrage Auskünfte zum geo-thermischen Potenzial bei der
Projektgruppe Geothermie des LfULG eingeholt werden.

2.4 Die Ergebnisse des vorliegenden „Geotechnischen Berichts“ (IHU GmbH, 2021) sind zu beachten.
3 Altlasten / Abfallrecht
3.1 Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegen nach derzeitigem Stand keine Informationen über Ablagerungen/Altlasten

vor. Werden bei Tiefbauarbeiten kontaminierte Stellen angetroffen, ist der Bauherr verpflichtet, sofort die zuständige Abfall- und
Bodenschutzbehörde zu konsultieren und sich mit dieser abzustimmen. Belastete Bereiche sind zwischenzeitlich so zu sichern, dass
eine Ausbreitung der Kontamination verhindert wird. (§ 13 Abs. 3 SächsKrBodSchG bzw. § 3 SächsBO i.V.m § 16 SächsKrBodSchG).

3.2 Anfall und Entsorgung von umweltgefährdenden Stoffen und belastetem Aushub kann bei Vollzug des Bebauungsplanes von
Bedeutung sein. Bei Rückbau-, Erd- und Bauarbeiten sind die geltenden Regelungen zum Abfallrecht zu beachten, u.a. LAGA 20
Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfällen i.V.m. § 5 Abs. 2 Kreislaufwirtschafts- und
Abfallgesetz.

4 Baumschutzsatzung
4.1 Die aktuelle Baumschutzsatzung der Stadt Pirna ist zu beachten.
5 Verkehrsanbindung der Grundstücke
5.1 Vorgesehene Einfahrtstore zu den Grundstücken sind so anzulegen, dass sie nicht in Richtung der Verkehrsfläche öffnen. Die Ein-

und Ausfahrten zu den Grundstücken sind mit durchgehend abgesenktem Bordstein zu gestalten. Eine zusätzliche abgerundete
Führung des Bordsteins in die jeweilige Zufahrt hinein ist nicht zulässig, um eine verkehrsrechtlich eindeutige Regelung gemäß § 10
StVO zu gewährleisten.

6 Pflanzlisten
6.1 Pflanzempfehlungen für Laubbäume:

Feld-Ahorn Acer campestre
Spitz-Ahorn Acer platanoides
Berg-Ahorn Acer pseudoplatanus
Sand-Birke Betula pendula
Hainbuche Carpinus betulus
Gemeine Kiefer Pinus sylvestris
Kornel-Kirsche Cornus mas
Zierapfel in Sorten Malus spec.
Wildapfel Malus sylvestris
Vogel-Kirsche Prunus avium
Trauben-Kirsche Prunus padus
Weißgraue Wildbirne Pyrus canescens
Trauben-Eiche Quercus petraea
Stiel-Eiche Quercus robur
Edel-Eberesche Sorbus aucuparia
Schwed. Mehlbeere Sorbus intermedia
Winter-Linde Tilia cordata

6.2 Pflanzempfehlungen für Obstbäume:
Apfelsorten: Alkmene, Albrechtsapfel, Berlepsch, Brettacher, Boskoop, Dülmener Rosenapfel, rote Sternrenette
Birnensorten: Große Petersbirne, Gellerts Butterbirne, Gute Luise, Gute Graue, Clapp´s Liebling
Süßkirschensorten: Büttners Rote Knorpel. Große schwarze Knorpel, Hedelfinger
Pflaumensorten: Bautzner Hauszwetsche

6.3 Pflanzempfehlungen für Hecken und Sträucher:
Hartriegel Cornus sanguinea
Haselnuss Corylus avellana
Kornelkirsche Cornus mas
Liguster Ligustrum vulgare
Rote Heckenkirsche Lonicera xylosteum
Pfeifenstrauch Philadelphus coronarius
Schlehe Prunus spinosa
Faulbaum Rhamnus frangula
Hundsrose Rosa canina
Schwarzer Holunder Sambucus nigra

6.4 Pflanzempfehlungen für Schnitt-Hecken an Grundstücksgrenzen:
Feld-Ahorn Acer campestre
Hainbuche Carpinus betulus
Rot-Buche Fagus sylvatica
Forsythie Forsythia x intermedia
Liguster Ligustrum vulgare

6.5 Pflanzempfehlungen für niedrige, bodendeckende Gehölze:
Kriechspindel Euonymus fortunei
Johanniskraut Hypericum calycinum
Heckenmyrthe Lonicera nitida
Schattengrün Pachysandra terminalis
Zwerg-Kiefer Pinus mugo
Bodendecker-Rosen Rosa spec.
Immergrün Vinca minor, Vinca major
Die benannten Arten können auch in gartenwürdigen Sorten angebaut werden.

6.6 Die Verwendung der Arten Crataegus grus-galli, Crataegus laevigata „Paul´s Scarlet“, Crataegus monogyna, Euonymus europaea
und Viburnum opulus ist aufgrund ihrer Eigenschaft als Wirtspflanze für gefährliche Pflanzenkrankheiten im Plangebiet untersagt.

Hinweis: Die Verfahrensvermerke einschließlich der Bestätigung des katastermäßigen Bestandes durch das Vermessungsamt werden
vor der Beschlussfassung ergänzt.
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Regelung des Wasserabflusses: oberirdische Ableitung des Niederschlagswassers

6. Flächen zur Regelung des Wasserabflusses (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

Angabe der Bezugshöhe in Meter NHN153,47

Verfahrensvermerke (§ 13 a BauGB)

Der Bebauungsplan Nr. 97 „Wohngebiet an der Bernhard-Muth-Straße“ wurde auf der Grundlage des § 13 a
Baugesetzbuch (BauGB) erarbeitet.

Vermerk über die Übereinstimmung des Katasterbestandes

Die Darstellung der Flurstücksgrenzen und Flurstücksnummern im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 97 „Wohngebiet an der
Bernhard-Muth-Straße“ entspricht dem katastermäßigen Bestand vom ……………........ und gilt nur für
Übersichtszwecke. Rechtsansprüche können aus der Darstellung nicht abgeleitet werden.

Pirna, …………………............. Vermessungsamt

Vermerk über den Aufstellungsbeschluss

Der Stadtrat der Stadt Pirna hat am …………….............. die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 97 „Wohngebiet an der
Bernhard-Muth-Straße“ gemäß § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am …………….............. ortsüblich im "Pirnaer Anzeiger" Nr. …….…..... bekannt
gemacht. Der Stadtrat der Stadt Pirna hat am …………….............. die Änderung des Aufstellungsbeschlusses des Bebauungsplanes
Nr. 97 „Wohngebiet an der Bernhard-Muth-Straße“ gemäß §2 Abs. 1 BauGB beschlossen. Die Änderung des Aufstellungsbeschlusses
wurde gemäß §2 Abs. 1 BauGB am …………….............. orstüblich im "Pirnaer Anzeiger" Nr. …….…..... bekannt gemacht.

Pirna, …………………............. Oberbürgermeister

Vermerk über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung zum Entwurf

Der Stadtrat der Stadt Pirna hat am ………….......… den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 97 „Wohngebiet an der
Bernhard-Muth-Straße“ beschlossen und die dazugehörige Begründung gebilligt sowie die Beteiligung der Öffentlichkeit und die
Beteiligung der Behörden gemäß § 13 a Abs. 2 i.V.m. § 13 Abs. 2 BauGB bestimmt.

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 97 „Wohngebiet an der Bernhard-Muth-Straße“ wurde gemäß
§ 13 a Abs. 2 i. V. m. § 13 Abs. 2 BauGB vom ……….......….… bis einschließlich ……….….......… öffentlich ausgelegt.
Ort und Zeit der Auslegung wurden am ……......….…… ortsüblich im "Pirnaer Anzeiger“ Nr. .……....….. bekannt gemacht. Der Hinweis, dass
Anregungen nur während der Auslegungsfrist vorgebracht werden können, wurde ebenfalls bekannt gemacht.

Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung sowie die auszulegenden Unterlagen wurden gemäß   § 4a Abs. 4 BauGB (in der Fassung
vom 01.02.2023) zusätzlich in das Internet (www.pirna.de sowie gis.pirna.de) eingestellt und über ein zentrales Internetportal des
Landes (www.bauleitplanung.sachsen.de) zugänglich gemacht.

Mit Schreiben vom ……………......... wurden die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
dem. § 13 a Abs. 2 i.V.m. § 13 Abs. 2 BauGB sowie die benachbarten Gemeinden um Abgabe einer Stellungnahme
bis ………….............… gebeten.
Sie wurden gemäß § 3 Abs. 2 BauGB von der Auslegung benachrichtigt.

Pirna, …………………............. Oberbürgermeister

Vermerk über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung zum 2. Entwurf

Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Pirna hat am ……..........……… den 2. Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 97 „Wohngebiet an der
Bernhard-Muth-Straße“ beschlossen und die dazugehörige Begründung gebilligt sowie die Beteiligung der Öffentlichkeit und die
Beteiligung der Behörden gemäß § 13 a Abs. 2 i.V.m. § 13 Abs. 2 BauGB bestimmt.

Der 2. Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 97 „Wohngebiet an der Bernhard-Muth-Straße“ wurde gemäß
§ 13 a Abs. 2 i. V. m. § 13 Abs. 2 BauGB vom ………..........…… bis einschließlich ……….........…… öffentlich ausgelegt.
Ort und Zeit der Auslegung wurden am ………….............… ortsüblich im "Pirnaer Anzeiger“ Nr. .….….......….. bekannt gemacht. Der
Hinweis, dass Anregungen nur während der Auslegungsfrist vorgebracht werden können, wurde ebenfalls bekannt gemacht.

Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung sowie die auszulegenden Unterlagen wurden gemäß   § 4a Abs. 4 BauGB (in der Fassung
vom 01.02.2023) zusätzlich in das Internet (www.pirna.de sowie gis.pirna.de) eingestellt und über ein zentrales Internetportal des
Landes (www.bauleitplanung.sachsen.de) zugänglich gemacht.

Mit Schreiben vom …………........ wurden die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange dem. § 13 a
Abs. 2 i.V.m. § 13 Abs. 2 BauGB sowie die benachbarten Gemeinden um Abgabe einer Stellungnahme bis …......…….................. gebeten.
Sie wurden gemäß § 3 Abs. 2 BauGB von der Auslegung benachrichtigt.

Pirna, …………………............. Oberbürgermeister

Abwägungsvermerk

Der Stadtrat der Stadt Pirna hat die während des Beteiligungsverfahrens abgegeben Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie die
Stellungnahmen der von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden geprüft
und am ………................…… über sie bestimmt.
Das Ergebnis wurde den Absendern mit Schreiben vom …….............……… mitgeteilt.

Pirna, …………………............. Oberbürgermeister

Vermerk über den Satzungsbeschluss

Der Stadtrat der Stadt Pirna hat am ………...............…… den Bebauungsplanes Nr. 97 „Wohngebiet an der Bernhard-Muth-Straße“ gemäß
§ 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen und die dazugehörige Begründung gebilligt.

Pirna, …………………............. Oberbürgermeister

Genehmigungsvermerk

Der Bebauungsplan Nr. 97 „Wohngebiet an der Bernhard-Muth-Straße“ bedurfte nicht der Genehmigung durch die obere
Verwaltungsbehörde.

Pirna, ………………… Oberbürgermeister

Vermerk über die Ausfertigung der Satzung

Die Satzung des Bebauungsplanes Nr. 97 „Wohngebiet an der Bernhard-Muth-Straße“ wird hiermit ausgefertigt.

Pirna, ………………… Oberbürgermeister

Vermerk über die Bekanntmachung

Die Satzung wurde am …………................… ortsüblich im "Pirnaer Anzeiger" Nr. ………........…  bekannt gemacht. Dabei wurde auf die
Stelle verwiesen, bei der der Bebauungsplan einschließlich Begründung und zusammenfassender Erklärung von jedermann eingesehen
werden kann. In der Bekanntmachung wurde auf § 215 BauGB und § 44 BauGB hingewiesen.
Der Bebauungsplan Nr. 97 „Wohngebiet an der Bernhard-Muth-Straße“ tritt mit der Bekanntmachung als Satzung in Kraft.

Im Sinne des § 10 a Abs. 2 BauGB wurde der in Kraft getretene Bebauungsplan mit Begründung ergänzend in das Internet
(www.pirna.de sowie gis.pirna.de) und über ein zentrales Internetportal des Landes (www.bauleitplanung.sachsen.de) eingestellt.

Pirna, ………………… Oberbürgermeister


